
Feilschen um die 
Bafög-Erhöhung

Berlin. Bundesbildungsministerin An-
nette Schavan (CDU) hat Irritationen um 
den Zeitpunkt möglicher Erhöhungen 
der Bafög-Sätze ausgelöst. Offenbar soll 
die Stütze für Studenten nicht im kom-
menden Jahr, sondern erst 2011 angeho-
ben werden. Die schnelle 
Bafög-Aufstockung ist al-
lerdings eine Forderung 
der Studenten, die derzeit 
an den deutschen Hoch-
schulen streiken und Ver-
besserungen im Studien-
system einfordern.

Ein Sprecher von Scha-
van bezeichnete Medien-
berichte über eine Anhe-
bung der Bedarfssätze erst 
vom Jahr 2011 an als „reine 
Spekulation“. Einen Zeit-
punkt, ab wann die Erhö-
hung wirksam werden soll, 
nannte er aber nicht. „Die 
Eckpunkte zum Bafög und 
zum Nationalen Stipen-
diensystem werden zurzeit 
erarbeitet und werden zudem Thema 
beim Bildungsgipfel am 16. Dezember 
sein“, berichtete Schavans Sprecher. An 
dem Treffen, das im Kanzleramt statt-
finden wird, nehmen unter anderem 
Kanzlerin Angela Merkel (CDU) und die 
Ministerpräsidenten der Länder teil. 
Ziel ist laut Bundesbildungsministeri-

um, das Gesetzgebungsverfahren zum 
Bafög schnellstmöglich zu beginnen. 

Offenbar plant Schavan, eine Erhö-
hung des Bafögs – der monatliche 
Höchstsatz liegt derzeit bei 648 Euro – 
daran zu knüpfen, dass die Länder dem 
geplanten Leistungsstipendium zustim-
men. Diese Unterstützung, von der FDP 

im Koalitionsvertrag 
durchgesetzt, soll bei 300 
Euro je Student und Mo-
nat liegen und zusätzlich 
zum Bafög sowie unab-
hängig vom Einkommen 
der Eltern für die leis-
tungsbesten zehn Pro-
zent der Studierenden 
gezahlt werden. Bund 
und private Sponsoren 
sollen sich die Kosten 
von jährlich 360 Millio-
nen Euro teilen. Viele 
Bundesländer unterstüt-
zen die Bafög-Erhöhung, 
stehen dem Leistungssti-
pendium aber skeptisch 
gegenüber. Am 10. De-
zember, auf der Kultus-

ministerkonferenz in Bonn, will Scha-
van beide Themen erneut diskutieren. 
Bereits im vergangenen Jahr hatten sich 
Bundesregierung und Länder auf dem 
Bildungsgipfel in Dresden darauf geei-
nigt, die Ausgaben für Bildung auf zehn 
Prozent der Jahreswirtschaftsleistung 
Deutschlands zu erhöhen. Dies würde 
Mehrausgaben von etwa 26 Milliarden 
Euro bedeuten.

Aus Mecklenburg-Vorpommern und 
Baden-Württemberg kam bereits Zu-
stimmung zum Bafög-Zuschlag. Die Sät-
ze seien seit zwei Jahren nicht gestiegen; 
außerdem müsse auch die Bezugsdauer 
verlängert werden. Niedersachsens Wis-
senschaftsminister Lutz Stratmann 
(CDU) sagte im Gespräch mit dieser Zei-
tung, er sei „froh, dass die Bafög-Erhö-
hung jetzt in Berlin angeschoben wird“. 
Er kann sich zudem vorstellen, in Zu-
kunft auch Teilzeitstudierende, insbe-
sondere junge Eltern, zu fördern, ebenso 
auch die dreimonatige Übergangszeit  
zwischen dem Ende des Bachelor und 
dem Beginn des Master-Studiums.

Die Proteste gegen die Bachelor- und 
Masterstudiengänge gingen gestern an 
den Hochschulen weiter. Schavan werde 
erst glaubwürdig, wenn ein Gesetzent-
wurf für mehr Bafög vorliege, so Studen-
tenvertreter. Bundespräsident Horst 
Köhler forderte, die Demonstrationen  
der Studenten „sehr ernst zu nehmen“.

VON ALEXANDER DAHL

Zuschlag wohl erst 2011 / Streit über Stipendium

TEEWURST

Worte und Taten

Manche mögen Teewurst ganz gern, 
trotz Ungewissheit über alle ande-

ren Inhaltsstoffe jenseits des deutlich her-
vortretenden Fetts. Andere schütteln 
sich, wenn sie nur an Teewurst denken. 
Fest steht jedenfalls, dass eine Teewurst 
zu den preiswerten sogenannten Schmier-
würsten gehört, die auch mal für weniger 
als einen Euro pro hundert Gramm über 
die Theke gehen. Wer also unberechtigt 
etwas Teewurst auf sein Brot streicht, 
stiehlt etwas, dessen Wert nur mühsam 
zu beziffern ist. Damit ist der Fall, um den 
es jetzt vor dem Arbeitsgericht Hannover 
geht, noch weniger gravierend als der 
Berliner Pfandbon-Fall, bei dem es um die 
stolze Summe von immerhin 1,30 Euro 
ging.

Richtig ist: Kein Arbeitgeber muss es 
dulden, wenn er, in welchem Umfang 
auch immer, bestohlen wird. Dazu gibt es 
eine gut begründete und über Jahrzehn-
te gefestigte Rechtsprechung. Falsch wäre 
es aber, die Verhältnismäßigkeit der Din-
ge absolut außer acht zu lassen. Die Cari-
tas muss erklären, warum sie einen erst-
mals festgestellten Griff nach einer Sa-
che, die höchstens einen niedrigen zwei-
stelligen Cent-Betrag wert ist, gleich mit 
der fristlosen Kündigung einer Mitarbei-
terin ahndet.

Für jeden verantwortungsbewussten 
Arbeitgeber steht in einem solchen Fall 
ein ernstes, klärendes Gespräch am An-
fang, gegebenenfalls verbunden mit ei-
ner Abmahnung. Im Teewurst-Fall hätte 
man sogar eine gesteigerte Sensibilität 
erwarten dürfen: Erstens geht es um die 
Entlassung einer Körperbehinderten, die 
Mühe haben könnte, wieder einen Job zu 
finden. Zweitens muss der Arbeitgeber, 
der sich christlichen Zielen verpflichtet 
sieht, fürchten, seinen Namen zu besu-
deln. „Caritas“ ist lateinisch und bedeutet 
Liebe, im Sinne einer uneigennützigen 
Nächstenliebe. Am eindrucksvollsten 
zeigt man eine solche Haltung nicht durch 
Worte, sondern durch Taten. 

 MATTHIAS KOCH

LÄNDERSZENE

Bayerns Nichtraucher schlagen zurück

München. Im ewigen Kampf um den 
blauen Dunst in bayerischen Kneipen ge-
hen die Nichtraucher jetzt in die Offensive. 
Schon vor dem offiziellen Start der Eintra-
gungsfrist für das Volksbegehren „Für 
echten Nichtraucherschutz“ hat sich am 
Donnerstagmorgen eine lange Schlange 
vor dem Münchener Rathaus gebildet. 
„Dieser Andrang ist ja wunderbar“, freut 
sich Edith von Welser-Ude, die Frau von 
Münchens Oberbürgermeister Christian 
Ude (SPD). „Es ist erstaunlich, dass es so 
viele Nichtraucher gibt“, wundert sich ein 
älterer Herr, der mit seinem Gehwagen ge-
duldig vor den noch geschlossenen Türen 
ausharrt. Ziel des Volksbegehrens ist ein 
generelles Rauchverbot in Gaststätten – 
und zwar ohne irgendwelche Ausnahmen. 

In Bayern gilt der Nichtraucherschutz 
als Politikum. Vor zwei Jahren hatten CSU, 
SPD und Grüne im bayerischen Landtag 
das bundesweit strengste Nichtraucher-

Schutzgesetz in seltener Einmütigkeit be-
schlossen. Nach herben Verlusten für die 
CSU bei den Landtagswahlen 2008 machte 
die Partei das Rauchverbot für die Schlap-
pe mitverantwortlich. Nach dem Ende der 
CSU-Alleinherrschaft beschloss die 
schwarz-gelbe Koalitionsregierung in Bay-
ern eine Lockerung des Gesetzes. Seit 1. 
August darf deshalb in Bayern in Bierzel-
ten, Einraumkneipen und Nebenzimmern 
von Gaststätten wieder geraucht werden. 
Spötter sagen, in Bayern gibt es mittler-

weile mehr Ausnahmen als Verbote. Viele 
Rentner sind es, die am Donnerstag mit ih-
rer Unterschrift ein strengeres Rauchver-
bot erreichen wollen. „Wenn ich im Gour-
met-Tempel sitze und mein Tischnachbar 
hat eine Zigarette in der Goschn – da hat 
man doch keinen Geschmack mehr“, meint 
ein 73-Jähriger. Aber auch junge Leute 
sind dabei. Die 24-jährige Marietta Kling 
trägt sich in die Liste ein, weil sie nach dem 
Ausgehen nicht mehr wie ein Aschenbe-
cher riechen will. „Immer muss ich danach 
duschen, weil sonst sogar die komplette 
Bettwäsche stinkt“, sagt die Nichtrauche-
rin.

Der 23-jährige BWL-Student Martin 
Chojnicki erwartet viel Zuspruch für die 
Initiative: „Fast alle meine Freunde wer-
den in den nächsten Tagen hier vorbeikom-
men und unterschreiben.“ Auch auf Face-
book und anderen Community-Seiten im 
Internet hätten sich Nichtraucherschutz-
Gruppen gebildet, die ihre Mitglieder für 
das Volksbegehren mobilisieren wollen. 

940 000 Unterschriften (zehn Prozent der 
Wahlberechtigten) muss die Bürgerinitia-
tive einsammeln. Ist sie damit erfolgreich, 
gibt es zwei Möglichkeiten: Entweder setzt 
der Landtag das Anliegen um. Oder er tut 
dies nicht und es kommt zu einem Volks-
entscheid, bei dem alle Bürger an die Urnen 
gerufen werden. Dabei entscheidet die ein-
fache Mehrheit.

Tobias Rüther hofft sehr, dass es klappt. 
„Immer, wenn der Nichtraucherschutz 
durch neue Gesetze verbessert wird, kom-
men noch mehr Nikotinabhängige zu mir, 
die entwöhnt werden wollen“, sagt der Lei-
ter der Spezialambulanz für Tabakabhän-
gigkeit in der Münchener Uniklinik. Nach 
seinen Schätzungen gäbe es in Bayern 
durch ein strengeres Rauchverbot fünf Pro-
zent weniger Raucher. „Jeden Tag sterben 
in Deutschland so viele Menschen an den 
Folgen des Tabakkonsums, wie in eine Boe-
ing 747 passen“, sagt Rüther. „Für mich ist 
es deshalb eine erste Bürgerpflicht, sich für 
das Volksbegehren einzusetzen.“  (dpa, ap)

VON NICOLE GRÜN

Vor dem Ende? Raucher in einer Kneipe 
in München. dpa

INLAND

Randalierer stören Israel-Film

Berlin gegen Gebetsraum

Kritik an Pflegeplänen

Türken fühlen sich heimatlos

Mehr Sicherheit in Bussen

Offenbar antiisraelische Ausschreitungen 
haben in Hamburg die Vorführung des 
Films „Warum Israel“ von Regisseur Clau-
de Lanzmann verhindert. Der Zwischen-
fall hat sich nach Angaben von „Spiegel 
Online“ bereits Ende Oktober ereignet. 
Dabei sollen gewalttätige Demonstranten 
die Kinobesucher als „Ihr Judenschweine“ 
beschimpft, bespuckt und geschlagen ha-
ben. Am Donnerstag äußerte sich Lanz-
mann erstmals dazu. Der Filmemacher 
zeigte sich schockiert. ddp

Der Berliner Senat hat Berufung gegen 
das bundesweit erste Urteil eingelegt, das 
islamische Gebete an Schulen erlaubt. 
Das Urteil habe über den Einzelfall hi-
naus Bedeutung für die Schulen in Berlin, 
sagte Bildungssenator Jürgen Zöllner am 
Donnerstagabend. Das Berliner Verwal-
tungsgericht hatte im September einem 
klagenden muslimischen Schüler (16) das 
Recht auf ein tägliches Gebet in einer Un-
terrichtspause auf dem Schulgelände ein-
geräumt. Ob es dabei bleibt, muss nun das 
Oberverwaltungsgericht Berlin-Bran-
denburg entscheiden. Einen Verhand-
lungstermin gibt es noch nicht. dpa

Der Plan der Bundesregierung, alle Bür-
ger zum Abschluss einer kapitalgedeckten 
Pflegezusatzversicherung zu verpflichten, 
birgt nach Ansicht der Barmer sozialpoli-
tischen Sprengstoff. Die Finanzierung der 
Pflege drohe kurzfristig teurer zu werden, 
insbesondere für die jüngere Generation, 
sagte Dunja Kleis, Geschäftsführerin der 
Ersatzkasse in Niedersachsen. Die er-
werbstätige Bevölkerung werde doppelt 
belastet: durch Kapitalaufbau und aktuel-
le Finanzierung der Pflege. Auch sei es un-
solidarisch und ökonomisch falsch, die Ar-
beitgeber aus ihrer sozialen Verantwor-
tung zu entlassen. p

Fast die Hälfte der in Deutschland lebenden 
türkischstämmigen Einwanderer fühlt sich 
in Deutschland unerwünscht und plant eine 
Rückkehr in die Türkei. Zu diesem Ergebnis 
kommt eine Studie der Meinungsfor-
schungsinstitute Info GmbH und Liljeberg 
Research International. 45 Prozent der be-
fragten Einwanderer fühlen sich demnach 
in Deutschland unerwünscht. 42 Prozent 
äußerten den Wunsch, in die Türkei zu-
rückzukehren, wobei lediglich 13 Prozent 
der Befragten dies innerhalb der nächsten 
zehn Jahren planen. Gleichzeitig gaben 
rund zwei Drittel der Umfrageteilnehmer 
an, sich sowohl in Deutschland als auch in 
der Türkei als Ausländer zu fühlen. ddp

Nach den jüngsten Gewaltexzessen soll 
die Sicherheit in Bussen und Bahnen er-
höht werden. In diesem Punkt sind sich 
Politik, Unternehmen und Verbände ei-
nig. CDU-Minister wollen dafür die Ver-
kehrsverbände stärker in die Pflicht neh-
men. Ziel seien mehr Sicherheitspersonal 
und eine verstärkte Videoüberwachung, 
sagte der Vorsitzende der Verkehrsminis-
terkonferenz (VMK), Thüringens Minis-
ter Christian Carius (CDU). Außerdem 
sollen Polizisten in Uniform den öffentli-
chen Nahverkehr kostenlos nutzen kön-
nen. dpa

TOMICEK

Steinbach bleibt hart

Berlin (dpa). Vertriebenen-Präsidentin 
Erika Steinbach hat der Bundesregie-
rung im Streit über ihren Sitz im Stif-
tungsrat des Zentrums gegen Vertrei-
bungen ein Ultimatum gestellt. Die neue 
Bundesregierung solle Gelegenheit be-
kommen, „darüber zu beraten über die 
Weihnachtsfeiertage, das ist ein Fest der 
Versöhnung“, sagte die CDU-Bundes-
tagsabgeordnete am Donnerstag im ZDF. 
„Mein Verband lässt sich das einfach 
nicht gefallen, wie mit ihm 
umgegangen wird von ei-
nem Teil der politischen 
Klasse.“ 

CDU-Innenexperte Wolf-
gang Bosbach und der hessi-
sche Ministerpräsident Ro-
land Koch kritisierten die Haltung von 
Außenminister und FDP-Chef Guido 
Westerwelle, der eine Berufung von 
Steinbach ablehnt. „So kann Versöh-
nung nicht funktionieren“, sagte Bos-
bach dem Deutschlandfunk. „Dafür 
braucht man beide, sowohl die polni-
schen Nachbarn als auch den Bund der 
Vertriebenen.“ Er forderte, dass sich die 
Bundesregierung wie auch der BdV offen 
für einen Kompromiss zeigen. Andern-
falls sei die Arbeit der Stiftung „Flucht, 
Vertreibung, Versöhnung“ in Gefahr. 
Polen lehnt Steinbach ab, weil sie früher 
Gegnerin der Anerkennung der Oder-
Neiße-Grenze zwischen Deutschland 
und Polen war. 

„Ich bin dafür, dass Erika Steinbach 
und Guido Westerwelle sich zusammen-
setzen und selbst den Dialog führen soll-
ten“, sagte CDU-Vize Koch der „Frank-
furter Allgemeinen Zeitung“. Er gab sei-
ner Parteikollegin Rückendeckung. 
„Erika Steinbach hat den Bund der Ver-
triebenen politisch in die Mitte geführt. 
Das sollte und muss der Außenminister 
eigentlich anerkennen.“

Steinbach ließ offen, ob sie auf dem 
Sitz im Stiftungsrat be-
harrt, und verwies auf die 
Entscheidung ihres Ver-
bandes. „Ich habe andere 
Möglichkeiten, dort Ein-
fluss zu nehmen“, sagte die 
CDU-Politikerin. 

Der BdV hat Steinbach schon für den 
Beirat nominiert, aber die Berufung 
nicht an die Bundesregierung weiterge-
leitet. Der Verband hatte von der Regie-
rung verlangt, bei ihrer Klausur in Me-
seberg am Dienstag und Mittwoch darü-
ber zu beraten. Nach Angaben von Kanz-
lerin Angela Merkel (CDU) und 
Westerwelle war dies aber kein Thema, 
weil keine offizielle Nominierung des 
BdV für den Stiftungsrat vorliege. 

SPD-Fraktionschef Frank-Walter 
Steinmeier forderte Steinbach zum 
Rückzug auf. Wenn die BdV-Präsidentin 
dies nicht freiwillig tue, müsse sich die 
Regierung dagegen entscheiden, sagte 
der frühere Außenminister dem ZDF. 

Vertriebenenbund gibt Merkel bis Jahresende Zeit

Lieberknecht 
verspricht 

solide Finanzen
Erfurt (ddp). Ministerpräsidentin 

Christine Lieberknecht (CDU) hat den 
Thüringern in ihrer ersten Regierungs-
erklärung eine solide Finanzpolitik ver-
sprochen. Das Ziel eines ausgeglichenen 
Haushaltes dürfe keine Sekunde aus den 
Augen verloren werden, sagte Lieber-
knecht am Donnerstag im Erfurter 
Landtag. Neue Schulden dürften nicht 
für Steuersenkungen und damit zur ei-
genen Entlastung eingesetzt werden. 
„Vielmehr müssen sie für die eingesetzt 
werden, die sie abbezahlen müssen: für 
unsere Kinder und Enkel.“

Angesichts dramatischer Steueraus-
fälle in diesem und im nächsten Jahr 
warnte Lieberknecht vor überzogenen 
Erwartungen. „Wir können nicht alles 
haben. Wir können uns nicht alles leis-
ten“, sagte sie und fügte hinzu: „Der Ruf 
nach mehr Geld muss zum Ruf nach 
mehr Geist werden.“ Thüringen erwar-
tet in diesem Jahr Steuerausfälle von 558 
Millionen Euro und im kommenden Jahr 
von 841 Millionen Euro. Zentrales Pro-
jekt der Regierung von CDU und SPD sei 
die Einführung einer Gemeinschafts-
schule für gemeinsames Lernen bis Klas-
se 8. Die CDU-Politikerin versprach eine 
verbesserte personelle Situation in den 
Kitas und den Rechtsanspruch auf Be-
treuung ab dem ersten Lebensjahr. Stu-
diengebühren lehnte sie ab.

Lafontaine erhält 
gute Wünsche  
aus der SPD

Saarbrücken/Berlin (dpa). Linkspar-
teichef Oskar Lafontaine hat sich am 
Donnerstag einer Krebsoperation unter-
zogen. Über den Ausgang des chirurgi-
schen Eingriffs wurde zunächst nichts 
bekannt. Unklar blieb auch, wie lange 
der 66-Jährige im Krankenhaus bleiben 
muss. Lafontaine hatte am Dienstag mit-
geteilt, dass er sich wegen einer Krebser-
krankung behandeln lassen müsse. Nach 
Informationen der Deutschen Presse-
agentur ist der Parteichef an Prostata-
krebs erkrankt.

SPD-Generalsekretärin Andrea Nah-
les sagte der Linkspartei eine schwierige 
Zukunft voraus, sollte Lafontaine seine 
Ämter aufgeben müssen. Nahles wünsch-
te Lafontaine, der früher SPD-Vorsit-
zender war, auch gute Besserung. Der 
frühere SPD-Vorsitzende Rudolf Schar-
ping, der 1995 auf dem Mannheimer Par-
teitag von Lafontaine gestürzt worden 
war, schloss sich dem an. „Wenn es um 
die Gesundheit gehe, muss man über po-
litische Gräben hinwegsehen“, sagte er 
der „Bild“-Zeitung. Ähnlich äußerte sich 
SPD-Fraktionschef Frank-Walter Stein-
meier. Die Gattin von Altkanzler Ger-
hard Schröder (SPD), Doris Schröder-
Köpf, schrieb laut „Bild“ an Lafontaine: 
„Lieber Oskar, die Zeit ist vergangen, die 
Wut auch. Ich wünsche Dir von Herzen 
alles Gute.“

„Mein Verband 
lässt sich das 

nicht gefallen“

Hat Irritationen ausgelöst: 
Bundesbildungsministerin 
Annette Schavan (CDU). dpa

So ganz genau weiß in Berlin derzeit 
kaum jemand, was es mit diesem Plakat 
auf sich hat: „Wir sind ein Volk! Und ihr 
seid ein anderes. Ostberlin, 9. November 
1989“, steht auf dem Plakat zu lesen, 
das seit ein paar Tagen an vielen Stellen 
im Ostberliner Stadtteil Prenzlauer Berg 
aufgehängt ist. Offensichtlich ist nur, 
dass es Stimmung macht gegen die aus 
dem Westen – vor allem aus Schwaben – 
Zugezogenen. Bekannt ist, dass man-
chen alteingesessenen Ostberlinern die 

Westler im Bezirk ein Dorn im Auge sind. 
Nach dem Mauerfall hat sich der Prenz-
lauer Berg zum teilweise noblen Szene-
kiez entwickelt. Der Wandel Berlins hin 
zu teuren Mieten, Lofts und Townhou-
ses gefällt auch der Hausbesetzerszene 
nicht. Möglicherweise, so wird speku-
liert, sind hier die Urheber der Plakate 
zu suchen. Bezirksbürgermeister Mat-
thias Köhne (SPD) findet die Plakate, die 
an Mülleimern, Stromkästen und Litfaß-
säulen hängen, „unsäglich“. dpa

Die Szene macht mobil gegen Wessis

Schulreform in 
Hamburg wankt
Hamburg (dpa). Der Deutsche Ge-

werkschaftsbund (DGB) hat nach der 
hohen Zustimmung zum Volksbegehren 
gegen die Hamburger Schulreform allen 
Beteiligten eine Denkpause empfohlen. 
„Wem das Wohl von Hamburgs Kindern 
und bessere Bildung als Zukunftschance 
für die Stadt wirklich wichtig sind, darf 
jetzt nicht auf ‚Sieg oder Niederlage‘ set-
zen“, sagte Hamburgs DGB-Chef Uwe 
Grund am Donnerstag. Jetzt müsse „mit 
der notwendigen Sorgfalt und Geduld 
ausgelotet werden“, was möglich sei. Die 
Gegner einer sechsjährigen Primarschu-
le und Befürworter des Elternwahl-
rechts hatten am Mittwoch 184 500 Un-
terschriften gegen die Schulreform vor-
gelegt und so einen Volksentscheid er-
möglicht. 

Pfadfinder Guido in Afghanistan

Schlag gegen Pharmamafia
Im Rahmen einer weltweiten Polizeiakti-
on hat das Bundeskriminalamt sechs Fälle 
von illegalem Medikamentenhandel auf-
gedeckt. Es werde gegen die Betreiber von 
Internetseiten ermittelt, die sowohl nicht 
zugelassene wie auch gefälschte Medika-
mente an Kunden in Deutschland verkauft 
haben. Weltweit seien bei der Aktion „Pan-
gea II“ 995 Postsendungen beschlagnahmt 
und 72 Webseiten abgeschaltet worden. 
Beteiligt sind unter anderem Interpol, der 
Zoll und die Weltgesundheitsorganisation 
WHO. Die Verfahren laufen in Nieder-
sachsen, Nordrhein-Westfalen, Rhein-
land-Pfalz, Bayern und Sachsen. dpa

Härtere Strafe für Tesch
Die frühere hessische SPD-Landtagsab-
geordnete Silke Tesch darf 18 Monate 
lang keine Ämter in ihrer Partei wahr-
nehmen. Das hat die Schiedskommission 
des SPD-Bezirks Hessen-Nord entschie-
den und damit die Parteistrafe gegen 
eine der vier Abweichler verschärft, die 
vor einem Jahr die Wahl Andrea Ypsi-
lantis zur Ministerpräsidentin verhin-
dert hatten.  apY-TRASSE

Der Bremser

Man kann über den Sinn der Y-Trasse 
zwischen Bremen, Hamburg und 

Hannover lange streiten. Aber wenn man 
diese neue Bahnstrecke für nötig hält, 
und es gibt für sie gute Argumente, dann 
muss man sich auch für den zügigen Bau 
einsetzen. Was die Bundesregierung der-
zeit tut, ist aber alles andere als förderlich 
für dieses Projekt.

Die Zeit drängt nämlich. Der neue Tief-
wasserhafen in Wilhelmshaven soll vom 
Jahr 2011 an für riesige Containerschiffe 
aus aller Welt zur Verfügung stehen, ge-
rechnet wird in Wilhelmshaven mit einem 
Jahr für Jahr steigenden Umsatz. Die neue 
Y-Trasse, die den Güterverkehr von Wil-
helmshaven nach Süden abführen soll, ist 
aber frühestens 2018 fertig. Manche mei-
nen, wegen der aktuellen Wirtschaftskri-
se reiche das auch. Aber wenn sich die 
Lage schneller wieder bessert, muss die 
Bahnstrecke auch rascher fertig sein. Es 
gilt also aufs Tempo zu drücken.

Was aber tut Bundesfinanzminister 
Wolfgang Schäuble in Berlin? Er bremst 
und hält die Planung auf, und das offen-
bar wegen der ungelösten bürokrati-
schen Frage, ob die Bahn AG einen Bun-
deszuschuss für geplante Projekte schon 
frühzeitig kassieren kann oder erst spä-
ter. Dieser Streit mag für Schäuble wichtig 
sein, und eine grundsätzliche Klärung ist 
sicher auch angebracht. Doch das höhere 
Gut muss in jedem Fall die rechtzeitige Er-
tüchtigung der Güterverkehrswege sein – 
zumal hier in Norddeutschland ohnehin 
großer Nachholbedarf besteht.

Schäuble gerät nun in den Verdacht, als 
Süddeutscher kein vorrangiges Interesse 
an dem Bahnprojekt in Niedersachsen zu 
haben. Er sollte das entkräften und sei-
nen Widerstand aufgeben. 

 KLAUS WALLBAUM
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